
Suchergebnisse: Wahlen

22. Juli 1099 – Gottfried von Bouillon wird Herrscher von Jerusalem

Jerusalem * Eine Woche nachdem die Kreuzfahrer&nbsp;das Heilige Grab&nbsp;mit

blutbesudelten Händen aus der „Macht der Heiden“ befreit haben, wählen sie Gottfried von

Bouillon zum Herrscher von Jerusalem.

Juli 1148 – Dank der Templer endet der Kreuzzug nicht in einem Desaster

Damaskus * Die Kreuzfahrer können zwar die Obstgärten von Damaskus erobern, stoßen aber

auf heftigen Widerstand und verlegen deshalb ihre Truppen in den Osten der Stadt.    Doch

dieses Gebiet war eine offene Ebene, die weder Schutz noch Wasser bot, sodass die christlichen

Kampftruppen schließlich zum Rückzug gezwungen waren. Die Templer erwerben sich durch ihre

Teilnahme am Zweiten Kreuzzug den Ruf fanatischer Kämpfer von großem Mut, äußerster

Disziplin, aber auch von außerordentlicher Überheblichkeit.    Frankreichs König Ludwig VII.

berichtet, dass es nur den Tempelherren zu verdanken sei, dass der falsch geplante und schlecht

geführte Kreuzzug nicht in einem Desaster endete. Es folgen wechselseitige Beschuldigungen,

die das Verhältnis zwischen dem Abendland und den Kreuzfahrerstaaten auf Jahre hin vergiften.

Und die Akteure des Zweiten Kreuzzuges beschönigen die Geschichte, indem sie eisern die

Schmach verschweigen oder schön reden.    Die Kritiker, die den Tod von vielen Tausenden als

sinnlose Opfer bezeichnen, werden immer lauter. Bernhard von Clairvaux, der in seinen

Kreuzzug-Predigten sagte: „Im Tod des Heiden sucht der Christ seinen Ruhm, weil Christus

verherrlicht wird“, erklärt jetzt, dass das Desaster durch die Sünden der Pilger verursacht worden

ist und dass Gott deshalb den Kreuzfahrern seinen Segen entzogen habe.    Bischof Otto von

Freising, ein Bruder des Stauferkönigs Konrad III. und selbst aktiver Teilnehmer am Zweiten

Kreuzzug, räumt zwar den Misserfolg des Unternehmens ein, versucht aber zumindest einen

kleinen Gewinn zu erkennen, wenn er den Kritikern entgegnet: „Wenn [...] unser Feldzug nicht gut

war zur Ausweitung unserer Grenzen, noch für die Wohlfahrt unseres Leibes, so war er dennoch

gut für das Heil vieler Seelen“.    Bernhard von Clairvaux ist von der Kritik an seiner Person

schwer enttäuscht, weshalb er sich gegenüber Papst Eugenius III. ausführlich rechtfertigt und

dabei jede Schuld von sich weist: „Wir eilten nicht dorthin wie ins Ungewisse, sondern auf

Deinen, ja durch Dich auf Gottes Befehl“. Der Zisterzienser-Abt lässt sich schließlich in Chartres

erneut zum Anführer eines Kreuzzuges wählen, doch der Papst will nach den gemachten leidigen

Erfahrungen diesen Plan erst fördern, wenn die Aussicht auf Erfolg auch gesichert ist.
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1. Oktober 1273 – Die Kurfürsten wählen Rudolf von Habsburg zum römisch-deutschen König

Frankfurt am Main * Die Kurfürsten wählen Rudolf von Habsburg zum römisch-deutschen König.

Herzog Ludwig II. der Strenge ist als Pfalzgraf bei Rhein einer der sieben Kurfürsten. Zugleich

nimmt er das Amt des Reichsvikars wahr, des Stellvertreters des Königs bei dessen Abwesenheit

oder bei Thronvakanz. 

19. Oktober 1314 – Herzog Friedrich der Schöne wird zum Deutschen König gewählt

Sachsenhausen * Baierns Herzog Rudolph I., der Kölner Kurfürst, der Herzog von

Sachsen-Wittenberg und der Böhmenkönig aus dem Haus der Herzöge von Kärnten wählen in

Sachsenhausen bei Frankfurt den Habsburger Friedrich den Schönen zum Deutschen König.

20. Oktober 1314 – Herzog Ludwig der Baier wird zum Deutschen König gewählt

Frankfurt am Main * Die Kurfürsten von Mainz, Trier und Brandenburg sowie der Herzog von

Sachsen-Lauenburg wählen Herzog Ludwig den Baiern ebenfalls zum Deutschen König.

7. August 1316 – Johannes XXII. besteigt den Apostolischen Stuhl in Avignon

Leyden * Der 67-jährige französische Kardinal Jacques Duèze - in deutschen Quellen auch Jakob

von Cahors genannt - wird in Leyden in den Niederlanden nach einem

vierzigtägigen Conclave zum Papst gewählt. Als Johannes XXII. besteigt er den Apostolischen

Stuhl in Avignon.    Zuvor hatte Dante die sieben italienischen Kardinäle beschworen, einen

Italiener zum Papst zu wählen, der die Kurie wieder nach Rom bringen sollte. Das Ansinnen hatte

jedoch gegen die 17 französischen Kardinäle keine Chance. Johannes XXII. ist der zweite in

Avignon residierende Papst.    Im deutschen Thronstreit nimmt Johannes XXII. lange eine

abwartende Haltung ein und betrachtet den Thron des Reiches als vakant.

12. Mai 1328 – Der Franziskaner Pietro Rainalducci wird zum Papst Nikolaus V.

Rom * Kaiser Ludwig der Baier lässt den Franziskaner Pietro Rainalducci vom römischen Volk

zum Papst Nikolaus V. wählen.
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20. September 1378 – Zwei Päpste konkurrieren untereinander

Fondi * Die protestierenden Kardinäle verlassen den päpstlichen Hof, schließen sich mit den

Franzosen zusammen und wählen in Fondi Robert von Genf zum Papst Clemens VII.. Damit ist

das Schisma besiegelt: Zwei Päpste konkurrieren um den Anspruch, der „wahre Inhaber der

kirchlichen Höchstgewalt“ zu sein.    Das Abendländische Schisma unterscheidet sich gegenüber

früheren Kirchenspaltungen fundamental. Waren es in vergangenen Zeiten meistens Könige und

Kaiser, die im Streit mit dem Papst ihnen genehme Gegenpäpste einsetzten, so war die jetzige

Trennung aus der Mitte der Kirche entstanden. Außerdem gleicht es einem revolutionärer Akt,

dass sich das Kardinalskollegium selbst die Kompetenz zusprach, einen Papst abzusetzen und

einen Nachfolger zu wählen.    Frankreich, England und Spanien erklären Clemens VII. zum

rechtmäßigen Papst. Das deutsche Reich ist uneins, aber Kaiser Carl IV. und sein Nachfolger

Wenzel unterstützten Urban VI., ebenso Schottland, Ungarn und weitere Territorien.

5. November 1414 – Auf dem Konzil von Konstanz soll das Schisma überwunden werden

Konstanz * Das Konzil von Konstanz beginnt. Es dauert bis zum 22. April 1418. Der wichtigste

Tagesordnungspunkt des Konzils ist die Beendung des Abendländischen Schisma und damit

die Wiederherstellung der Einheit der Kirche. Die Lösung besteht darin, alle drei Päpste

abzusetzen und einen neuen, von allen anerkannten Papst zu wählen.     Doch auf dem Konzil

wird nach kurzer Zeit eine ungewöhnliche Reform des Stimmrechts unternommen: Fortan gilt

nicht mehr das Prinzip ein Teilnehmer, eine Stimme, sondern es wird nach Nationen abgestimmt,

wobei jede Nation nur eine Stimme haben soll. Damit haben die Italiener nur noch eine Stimme,

die gegen die drei anderen Nationen England, Deutschland und Frankreich sowie die des

Kardinalskollegiums steht.    Dem Kirchenkritiker Jan Hus, dem König Sigismund freies

Geleit zugesichert hatte, wird auf dem Konzil von Konstanz der Prozess gemacht und am

Scheiterhaufen verbrannt. 

1487 – Der Bozener Markt wird nach Mittenwald verlegt

Mittenwald * Die Venetianer Kaufleute verlassen Bozen als ihren Hauptstapelplatz für Waren

nach einem Streit mit der dortigen Regierung. Als Ersatzstandort erwählen sie Mittenwald, in dem

sie bis 1679 den sogenannten Bozener Markt abhalten und die „welschen“ - sprich fremden -

Waren angebieten, verkaufen und verfrachten.    Auf Saumtieren und Karren werden die Güter

über die steilen Gebirgspässe gebracht und gelangen schließlich über Zirl und Seefeld hinab

nach Scharnitz und Mittenwald. Den Weitertransport übernehmen heimische Fuhrleute.   
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Gehandelt wird mit: Gewürzen, Südfrüchten, Ballen mit Baumwolle, Pfeffersäcke, Säcke mit

Johannisbrot, Safran und Ingwer, Ballen mit Schreibpapier, Borten, Schleier, Ölfässer, Fässer mit

Feigen, Zucker, Welsch- und Etschwein. 

9. Juli 1609 – Kaiser Rudolf II. stellt den Majestätsbrief aus

Prag * Kaiser Rudolf II. und zugleich König von Böhmen stellt den sogenannten

Majestätsbrief aus. Er gewährt den evangelischen Landständen des Königreichs Böhmen

besondere Privilegien zu. Der Majestätsbrief beinhaltet       das Recht der Stände den König zu

wählen,   er erlaubt den Protestanten den Bau von Kirchen und Schulen in den Städten und auf

dem Land,   er beendet die gegenreformatorischen Bestrebungen der katholischen Adeligen,

indem er die gewaltsame Bekehrung der Untertanen verbietet, und   er überträgt den

Protestanten die bis dahin angeeigneten Kirchengüter.

29. Juni 1617 – Die böhmischen Landstände wählen Erzherzog Ferdinand zum König

Prag * Aufgrund seines angegriffenen Gesundheitszustandes wählen die böhmischen

Landstände Erzherzog Ferdinand - noch zu Lebzeiten von Kaiser und König Matthias - zum

designierten König von Böhmen, nachdem auch er die im Majestätsbrief garantierten Freiheiten

und Privilegien beeidet. Erzherzog Ferdinand II. wird von dem böhmischen Ständen - trotz seines

bekanntermaßen kämpferischen Katholizismus - zum König gewählt und im

Prager Veitsdom feierlich gekrönt.    Doch die an den herzoglichen, königlichen und kaiserlichen

Höfen sitzenden und Einfluss habenden Jesuiten wollen - ebenso wie der spanische Hof - die

Bestimmungen des Majestätsbriefes rückgängig machen. Sie ersinnen eine Gegenstrategie, in

deren Folge zwei protestantische Kirchen abgerissen werden.

26. August 1619 – Kurfürst Friedrich V. von der Pfalz wird böhmischer König

Prag * Die aufständischen böhmischen Stände wählen den pfälzischen Kurfürsten Friedrich V.

statt des am 19. August abgesetzten Habsburgers Ferdinand II. zu ihren König. Friedrich V. wird

als tragischer Winterkönig in die Geschichte eingehen. 

15. September 1636 – Ferdinand III. wird zum deutsch-römischen König gewählt
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Regensburg * Kaiser Ferdinand II. eröffnet erneut einen Regensburger Kurfürstentag. Er wird bis

zum 22. Dezember dauern. Die Kurfürsten wählen dieses Mal Ferdinands Sohn Ferdinand III.

einstimmig zum deutsch-römischen König. 

8. Februar 1724 – Der Kölner Kurfürst Clemens August wird Bischof in Hildesheim

Hildesheim * Die Domherren von Hildesheim&nbsp;wählen den 23-jährigen Kölner Kurfürsten

Clemens August zu ihrem Bischof.&nbsp;Damit ist dieser Herr über vier Bistümer.

4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,

Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 

3. Mai 1791 – Kurfürst Carl Theodor regelt die Ratswahlordnung neu

München * Kurfürst Carl Theodor regelt die Ratswahlordnung neu. Ein von den Zünften

gewähltes Gremium von 36 „Ausschüssern“ sollen als Repräsentanten der gesamten

Stadtgemeinde den Äußeren Rat und mit diesem gemeinsam den Inneren Rat jährlich komplett

neu wählen.
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13. Februar 1832 – Die Großmächte bieten Kronprinz Otto die griechische Krone an

London - Petersburg - Paris - München *&nbsp;Nachdem Prinz Carl die griechische Krone

ausgeschlagen hat, wählen die drei Schutzmächte England, Russland und Frankreich Carls

Neffen Otto, den zweitgeborenen, erst 16-jährigen Sohn König Ludwigs I., zum griechischen

König.&nbsp;

2. Februar 1837 – Wahlergebnis im Sinne der Regierung beeinflusst

München-Kreuzviertel * Die nächste Zusammenkunft der Volksvertretung&nbsp;beginnt am 2.

Februar und dauert bis zum 17. November 1837. Das Ergebnis der im Vorfeld durchgeführten

Wahlen war von der Staatsregierung schon ganz in ihrem - konservativen - Sinne beeinflusst

worden.&nbsp;

3. April 1848 – Das Vorparlament beendete seine Tätigkeit

Frankfurt am Main * Das Vorparlament in Frankfurt am Main beendete am Abend seine Tätigkeit

mit dem Beschluss über die Durchführung „allgemeiner und gleicher Wahlen“. 

25. April 1848 – In Bayern finden die Urwahlen für das Paulskirchenparlament statt

Königreich Bayern * In Bayern finden die Urwahlen, also die Wahlen der Wahlmänner für das

Frankfurter Paulskirchenparlament statt.      6.901 Münchner beteiligen sich an den Urwahlen. Sie

wählen 125 Wahlmänner [München I] beziehungsweise 59 Wahlmänner [München II]. 

28. April 1848 – 70 bayerische Abgeordnete für das Paulskirchenparlament gewählt

München * Die Wahlmänner wählen die bayerischen Abgeordneten für das Frankfurter

Paulskirchenparlament. Bayern hat siebzig Abgeordnete zu stellen. Die in München gewählten

125 und 59 Wahlmänner wählen in einer Honoratioren-Auslese aus der lokal bekannten Bürger-

und Beamtenschaft zwei Abgeordnete. 

2. Mai 1849 – Wahl eines provisorischen Landesverteidigungs-Ausschusses
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Kaiserslautern * Die Vertreter der demokratischen Vereine in der Pfalz wählen in Kaiserslautern

einen provisorischen Landesverteidigungsausschuss, der von der bayerischen Regierung die

Anerkennung der Reichsverfassung fordert und zur Volksbewaffnung aufruft. 

10. Juni 1849 – Der Kriegszustand wird über die Pfalz verhängt

München * Bevor das Militär in die Pfalz einmarschiert, macht der Bayernmonarch am 10. Juni

1849 erstmals vom Instrument der Auflösung des Landtags Gebrauch und veranlasst die nötigen

Neuwahlen, die eine für die Regierung günstigere Zusammensetzung der

Abgeordnetenkammer bewirken soll.    Gleichzeitig wird der Kriegszustand über die Pfalz

verhängt. 

14. Juli 1849 – Die Landtagswahlen sollen andere Mehrheiten ermöglichen

Königreich Bayern * Die für diesen Tag angesetzten Landtagswahlen werden von der

Staatsregierung sorgfältig vorbereitet. Sie setzt dabei vor allem auf den Einfluss der kirchlichen

Oberhirten und Pfarrer sowie auf das Engagement der(höheren) Beamtenschaft. Der Regierung

genehme Vereine werden gefördert; nach den Wahlen jedoch alle politischen Vereine wieder

verboten.    Die Wahlkreise werden erstmals von der Regierung nach wahltaktischen

Gesichtspunkten gebildet. Eine Praxis, die die Regierung von nun an bis zur

Wahlrechtsreform von 1906 beibehalten wird. Mit den so gewonnenen neuen

Mehrheitsverhältnissen kann König Max II. eine Politik der Reaktion verfolgen und versuchen, die

Änderungen der Bayerischen Verfassung wieder rückgängig zu machen. 

26. November 1865 – Richard Wagner hat den Bogen endgültig überspannt

München * In einem Brief schlägt Richard Wagner dem König vor, den Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister durch Max von Neumayr und den bayerischen

Ministerpräsidenten Ludwig von der Pfordten durch Ludwig von Edelsheim zu ersetzen. Der

König wird die Entlassungen erst im Oktober 1866 umsetzen. Nun kommt es zum Eklat.    Denn

durch sein massives Einmischen in die bayerischen Staatsangelegenheiten hat Richard Wagner

den Bogen endgültig überspannt. Der Komponist, der wie kaum ein anderer Zugang zum König

hat, wird von der Regierung sowieso mit großem Misstrauen beobachtet. Nun stellt der

Ministerrat dem König ein Ultimatum. Ludwig II. habe zu wählen „zwischen der Liebe und

Verehrung Ihres treuen Volkes und der Freundschaft Richard Wagners“.     Eine breite öffentliche
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Opposition gegen den Komponisten hat sich gebildet. Sie wirft Richard Wagner vor, er halte den

König von den Regierungsgeschäften ab und beanspruche die Kabinettskasse übermäßig. Bald

darauf übergeben Münchner Bürger 810 Unterschriften mit der Forderung der

Landesverweisung des Komponisten Richard Wagner an den Kabinettssekretär Franz Seraph

von Pfistermeister.

19. September 1870 – Erste Friedensverhandlungen in Ferrières-en-Brie

Ferrières-en-Brie • Der preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck und Jules Favre,

Außenminister und Repräsentant der französischen republikanischen Regierung, verhandeln im

deutschen Hauptquartier in Ferrières-en-Brie über einen möglichen Friedensschluss.        

Bismarck bietet Favre einen 14-tägigen Waffenstillstand an. In dieser Zeit könnten die Wahlen zu

einer neuen Nationalversammlung stattfinden. Er erhofft sich damit ein Wahlergebnis, das eine

monarchisch orientierte Mehrheit hervorbringt und ihm die Verhandlungen erleichtert.   Favre

lehnt jedwede Abtretung französischen Territoriums ab,   Bismarck besteht darauf, dass

Straßburg und das Elsass deutsch werden muss. 

21. März 1881 – Die Geheime Wahl wird eingeführt

München-Kreuzviertel * Das Landtags-Wahlgesetz vom 4. Juni 1848 wird geändert und darin die

Geheime Wahl eingeführt. Es werden zwar weiterhin in einer Urwahl zunächst die

Wahlmänner bestimmt, die dann in einem elitären Kreis noch elitärere Kandidaten zum

Landtags-Abgeordneten wählen.      Doch bis dahin mussten die Urwähler den

Wahlzettel unterschreiben. Diese Vorschrift entfällt jetzt. 

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der
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Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 

5. Dezember 1893 – Nur 19.292 Münchner haben das Wahlrecht für die Stadtratswahl

München * Kommunalwahl: Von den rund 380.800 Einwohner Münchens haben gerade einmal

19.292 das Wahlrecht für die Stadtratswahl. Die Wahlberechtigten setzen sich vor allem Haus-

und Grundbesitzern, selbstständigen Handwerkern, Geschäftsleuten und Industriellen

zusammen.       Nur der darf wählen, der das (gebührenpflichtige) Bürgerrecht besitzt.  

Voraussetzung dafür sind unter anderem der Besitz des Heimatrechts, ein ständiger Wohnsitz in

München, die Entrichtung von Steuern sowie Unbescholtenheit und Volljährigkeit.   Tagelöhner,

Handwerksgesellen, kleine Gewerbetreibende und Frauen sind vom politischen Leben nahezu

ausgeschlossen.        Trotzdem kann Georg Birk als erster Sozialdemokrat in das

Gemeindekollegium einziehen. 

17. Juli 1899 – Zentrum und SPD schließen ein Wahlbündnis

Bayern * Bei den Wahlen erhalten die Liberalen nur noch 44 Mandate [- 23], das Zentrum, der

Bayerische Bauernbund und die SPD können leicht zulegen, die Sozialdemokraten ihr Ergebnis

von fünf auf elf Mandate mehr als verdoppeln.      Bei dieser Wahl schließen das Zentrum und die

SPD, die sonst nur wenig Gemeinsamkeiten haben, erstmals ein Bündnis, wonach sie sich

gegenseitig in den drei Wahlbezirken München, Zweibrücken und Speyer ihre Stimmen geben, je

nach den größeren Wahlchancen der örtlichen Kandidaten. Auf diese Weise sollen die Tücken

des Mehrheitswahlrechts überwunden werden, wonach sämtliche Stimmen für die unterlegenen

Kandidaten innerhalb eines Wahlkreises verfallen. 
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16. Juni 1903 – Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag

Deutsches Reich - Berlin * Bei den Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag erringen die

Sozialdemokraten 81 Mandate und bilden damit die zweitstärkste Fraktion.

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.

31. Mai 1907 – Landtagswahlen mit dem neuen Mehrheitswahlrecht

Königreich Bayern * Die Wahlen werden erstmals nach dem neuen Wahlgesetz durchgeführt.

Durch das Mehrheitswahlrecht erreicht      das Zentrum mit 44 Prozent der Stimmen 60 Prozent

der Mandate,    die Liberalen erhalten 16 Prozent der Mandate bei 24 Prozent der Stimmen,    die

SPD benötigt für zwölf Prozent der Mandate 17,7 Prozent der Stimmen. 

1908 – Die Stimmabgabe bei politischen Wahlen ist an Besitz gebunden

Berg am Laim * Bis zur Änderung des Kommunalwahlrechts ist die Stimmabgabe bei politischen

Wahlen weitgehend an Besitz gebunden.    Von den 2.200 Berg am Laimer Gemeindebewohnern

dürfen nur 50 männliche Gemeindebürger wählen. Kein Wunder also, dass nahezu alle

Bürgermeister betuchte Ziegeleibesitzer sind und sich auch der Gemeinderat zu etwa einem

Drittel aus diesem Berufsstand rekrutiert.
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1909 – Das erste vollautomatische Großstadtwählamt Europas in Schwabing

München-Schwabing * Das in Schwabing befindliche erste vollautomatische Großstadtwählamt

Europas macht eine Vielzahl von Vermittlungskräften überflüssig. Die Eröffnung des

Selbstwählamtes führt zu Protesten.    In einem Gutachten äußert ein Münchner Arzt, „dass durch

das Wählen die Fernsprechteilnehmer eine Schädigung ihres Nervensystems erfahren würden“.

Die Aufregung legt sich erst, nachdem die Telefonabonnenten die Vorteile des Selbstwählens

erkannt haben. 

14. November 1911 – Prinzregent Luitpold löst den Landtag vorzeitig auf

München-Kreuzviertel * Das Zentrum verweigert die Beratung des Verkehrsetats, weil ihr der

linksliberale Verkehrsminister Heinrich von Frauendorfer zu sozialistenfreundlich ist und dem der

SPD nahestehenden Süddeutschen Eisenbahnerverband ein Streikrecht einräumt.      Das

Zentrum will sich dem Prinzregenten als regierungsfähig darstellen und versucht sich mit einem

scharfen antisozialdemokratischen Kurs zu profilieren. Daraufhin macht Prinzregent Luitpold von

seinem verfassungsmäßigen Recht Gebrauch, löst den Landtag vorzeitig auf und setzt

Neuwahlen an. Die letzte derartige Landtags-Auflösung fand im Jahr 1869 statt.      Bei der

Verkündung dieses Beschlusses in der Abgeordnetenkammer vermerkt das Protokoll „lebhaften

Beifall links und bei den Sozialdemokraten“. 

12. Januar 1912 – Bei den Reichstagswahlen wird die SPD stärkste Fraktion

Deutsches Reich * Bei der Reichstagwahl 1912 erreicht       die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD 34,8 Prozent der abgegebenen Stimmen und wird mit 110 Abgeordneten [+

67] zur stärksten Fraktion,   das Zentrum wird mit 91 [- 14] Abgeordneten, aber lediglich 16,4

Prozent der Stimmen zur zweitstärksten Fraktion,    die Nationalliberale Partei - NLP kommt auf

13,6 Prozent und 45 Abgeordnete [- 10],   die Fortschrittliche Volkspartei - FVP erreicht mit 12,3

Prozent 42 Abgeordnete [-7].      Die Wahlbeteiligung liegt bei 85 Prozent. Die Benachteiligung

der Sozialdemokraten kommt durch die seit dem Jahr 1871 unveränderte Wahlkreiseinteilung und

anderen Verzerrungen durch das Mehrheitswahlrecht, zum Beispiel das Dreiklassenwahlrecht in

Preußen.    Es ist die letzte Wahl, bei der die Frauen nicht stimmberechtigt sind. 

5. Februar 1912 – Die absolute Mehrheit des Zentrums kann nicht gebrochen werden
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Königreich Bayern * Bei den Bayerischen Landtagswahlen&nbsp;erringt       das

Zentrum&nbsp;87 (-12),   die Liberalen&nbsp;30 (+5),   die SPD 30 (+10) und   der

Bauernbund&nbsp;8 (-5) Mandate.&nbsp;      Die absolute Mehrheit des Zentrums&nbsp;kann

nicht gebrochen werden.

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

16. März 1917 – Die Machtbefugnisse gehen an die provisorische Regierung über

Petersburg * Zar&nbsp;Michail II. erklärt in einem Schreiben an das russische Volk, dass die

Machtbefugnisse zunächst an die provisorische Regierung&nbsp;übergehen.&nbsp;Er selbst

erklärt sich bereit, die Thronfolge dann anzutreten, wenn ihn das Volk zu einem späteren

Zeitpunkt in geheimen Wahlen&nbsp;wählen würde.&nbsp;Michail hofft mit diesem Schritt die

Monarchie in Russland erhalten zu können.&nbsp;Mit dem Thronverzicht Michails endet die über

300-jährige Herrschaft der Romanow-Dynastie.&nbsp;    Georgij Jewgenjewitsch Fürst Lwow

übernimmt nach der&nbsp;Februarrevolution&nbsp;in der bürgerlichen provisorischen Regierung,

in der Zeit vom 16. März bis 21. Juli 1917, das Amt des

russischen&nbsp;Ministerpräsidenten&nbsp;und&nbsp;Innenministers.&nbsp;

8. Februar 1918 – Eine neue Verhandlungskommission wird gebildet

München * Die am 3. Februar gewählte Deputation, die die Forderungen vom 2. Februar der

Regierung vortragen soll, wird durch eine neue Kommission ersetzt. Dazu wird eine Sitzung der
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Arbeiterausschüsse von 34 Münchner Betrieben einberufen. Diese wählen eine

Kommission,&nbsp;die aus elf Betriebsvertretern und zwei

MSPD-Landtagsabgeordneten&nbsp;besteht. Diese sollen mit der Regierung verhandeln.   

Erhard Auer übernimmt die Aufgabe des Sprechers.&nbsp;

16. April 1918 – Das Verhältniswahlsystem gefordert

München-Kreuzviertel * Die Sozialdemokraten bringen gemeinsam mit den Liberalen einen

Antrag ein, nach dem die Abgeordnetenkammer in allgemeinen Wahlen nach dem

Verhältniswahlsystem gewählt werden soll. 

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf

ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen
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Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

29. Oktober 1918 – Eine Militärpatrouille erschießt neun Matrosen

Kiel - Wilhelmshaven * Die Bewegung radikalisiert sich erst, nachdem die meuternden Matrosen

verhaftet und mit Kriegsgericht und Erschießung bedroht werden.      Jetzt beginnen Tausende in

Kiel für die Befreiung ihrer Kameraden zu demonstrieren. Erst nachdem eine Militärpatrouille

neun Menschen erschießt, wollen die Matrosen die Macht. Die Matrosen wählen den

ersten Soldatenrat in Deutschland und entwaffnen ihre Offiziere. Der Aufstand ist nicht gewalttätig

und erschöpft sich im Hissen von roten Fahnen. 

4. November 1918 – Die aufständischen Matrosen bewaffnen  sich und wählen Soldatenräte

Kiel * Alle Matrosen des Dritten Geschwaders wählen Soldatenräte, entwaffnen die Offiziere,

bewaffnen sich selbst und hissen auf ihren Schiffen die rote Fahne. Ein einziges Schiff, die

„Schlesien“, flieht auf die hohe See. Der Kapitän der „König“ verteidigt den Flaggenmast und wird

erschossen. 

7. November 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte wählen Kurt Eisner zu ihrem Vorsitzenden

München-Au - München-Ludwigsvorstadt * Kurt Eisner zieht sich nach der Einnahme der

Guldein-Schule in den Franziskaner-Keller an der Hochstraße zurück. Sicher auch, um einer

eventuellen Verhaftung zu entgehen. Als er erfährt, dass der Hauptteil der Soldaten und der

Arbeiter zum Mathäserbräu ziehen, begibt er sich auch dort hin.   Im Erdgeschoss wird er von

den anwesenden Arbeitern zum Ersten Vorsitzenden des Arbeiterrats gewählt. Sein Stellvertreter

wird Hans Unterleitner. Anschließend begeben sich er und weitere Mitglieder des Arbeiterrats in

das Obergeschoss, in dem er sich mit den Führern des Soldatenrats zur gemeinsamen Sitzung

zusammentrifft. Damit ist der Arbeiter- und Soldatenrat gegründet. 
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8. November 1918 – Ein Kasernenrat ist zu bilden

München * Der Soldatenrat erlässt die Weisung, dass in jedem militärischen Standort in München

ein aus zehn Soldaten bestehender Kasernenrat zu wählen ist: „Dieser übernimmt die Leitung der

Kaserne. Seinen Anordnungen ist unbedingt Folge zu leisten.“ 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – In Nürnberg werden Arbeiter- und Soldatenräte gegründet

Nürnberg * Am Mittag trifft ein Zug mit Soldaten aus München in Nürnberg ein. Sie verbünden

sich mit den in Nürnberg stationierten Einheiten und besetzen alle Kasernen und öffentlichen

Gebäude.    Der Nürnberger SPD-Landtagsabgeordnete Ernst Schneppenhorst verständigt sich

mit der Nürnberger USPD auf ein gemeinsames Vorgehen. Sie können die Soldaten beruhigen

und lassen einen Arbeiter- und Soldatenrat wählen. 

10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne

Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die
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Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der

Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

14. November 1918 – Die Revolutionäre werden zur Minderheit

München * Der am ersten Revolutionstag (7. November) in München entstandene

Zentralarbeiterrat hat sich aus dem im Mathäserbräu gewählten Arbeiterrat entwickelt. Er ist

gleichbedeutend mit dem Revolutionären Arbeiterrat, der umgehend die Organisation von

Betriebsräten in München ergreift.    Die Münchner Betriebsräte gaben sich eine

Geschäftsordnung und wählten ihren eigenen Münchner Arbeiterrat. Dieser wird von
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Gewerkschaftsführern geleitet. Er beansprucht für sich die legitime Vertretung des Münchner

Proletariats zu sein.    An diesem 14. November zwingt der Münchner Arbeiterrat den

Revolutionären Arbeiterrat zur Annahme der nachstehenden Forderungen:       Die Mitgliederzahl

des Revolutionären Arbeiterrats ist auf fünfzig zu beschränken.   Der Revolutionäre Arbeiterrat

wird sich mit den 550 Vertretern des Münchner Arbeiterrats zusammenschließen.   Diese

vereinigte Körperschaft wird dann einen neuen Zentralarbeiterrat wählen; von dessen fünfzig

Mitgliedern darf der Revolutionäre Arbeiterrat zehn bestimmen.      Innerhalb der Arbeiterräte in

München bilden die Revolutionäre nunmehr eine Minderheit. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

22. November 1918 – Gründung der Deutschnationalen Volkspartei - DNVP
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Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei -DNVP wird durch einen Zusammenschluss der

Deutschkonservativen Partei, der Freikonservativen Partei, der Christlich-sozialen Partei und der

Deutschen Vaterlandspartei - DVLP gegründet.     Die neue Partei sieht sich als Vertreter der

vaterländischen Verbände, tritt für die Wiederherstellung der deutschen Monarchie ein und fordert

Wahlen zur Nationalversammlung. 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

4. Dezember 1918 – Landtagswahlen ohne Beteiligung der Frauen vorgeschlagen

München * Innenminister Erhard Auer schlägt auf der Ministerratssitzung vor, die Wahlen zum

Landtag und zur verfassungsgebenden Nationalversammlung möglichst bald und deshalb ohne

Frauen durchzuführen, da die Erstellung der Wählerlisten bei einer Einbeziehung der Frauen

doppelt so lange dauern würde.    Zum Glück für die Frauen kann sich der bayerische

SPD-Landesvorsitzende mit seinen Vorstellungen nicht durchsetzen. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten
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Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

6. Dezember 1918 – Erich Mühsam gegen Wahlen für eine bayerische Nationalversammlung

München * Erich Mühsam spricht sich im Kolosseum vor Soldaten und Zivilisten gegen Wahlen

für eine Bayerische Nationalversammlung aus.         Er setzt sich andererseits für die baldige

„Verwirklichung eines weitgehenden Sozialismus im kommunistischen Sinn“ ein,    warnt aber

zugleich vor „Unordnung und Plünderung“. 

7. Dezember 1918 – Die Kasernenräte sprechen dem Soldatenrat das Misstrauen aus

München-Ludwigsvorstadt * Im Gewerkschaftshaus in der Pestalozzistraße tagen die

Kasernenräte.         Sie verurteilen die nächtliche Demonstration vom Vortag.     Dem

Soldatenrat sprechen sie ihr Misstrauen aus, weil von den 15 Mitgliedern, die der Soldatenrat in

den Nationalrat entsendet, acht befinden, die nicht gewählt worden sind, sondern sich in der

Revolutionsnacht selbst dazu ernannt haben. [Darunter: Felix Fechenbach, Fritz Schröder und

Fritz Sauber].        In der Folge tritt der Soldatenrat zurück und leitet Neuwahlen ein. 

9. Dezember 1918 – Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich erstmalig

München-Kreuzviertel * Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich am 9. und 10.

Dezember 1918 erstmalig zu einer zweitägigen Tagung im Gebäude des Bayerischen Landtags.

Sie beratschlagen über       ihre Position zur politischen und wirtschaftlichen Lage Bayerns,     die

Aufgaben der Arbeiterräte-Organisation und   wählen die 50 Vertreter der Arbeiterschaft zum

provisorischen Nationalrat. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte
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Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär

vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu
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wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

20. Dezember 1918 – Ein tief enttäuschter Arbeiterrat Ernst Toller

Berlin - München * Ernst Toller hat für Südbayern als Delegierter am Berliner Reichsrätekongress

teilgenommen. Tief enttäuscht fährt er nach München zurück:    „Der deutsche Rätekongress

verzichtet freiwillig auf die Macht, das unverhoffte Geschenk der Revolution, die Räte danken ab,

sie überlassen das Schicksal der Republik dem Zufallsergebnis fragwürdiger Wahlen des

unaufgeklärten Volks. […] Die Republik hat sich selbst das Todesurteil gesprochen.“ 

30. Dezember 1918 – Frauen werden von der Kirche bedrägt

München * Der Soldatenrat Fritz Schröder berichtet im Provisorischen Nationalrat: „Noch heute

wurde mir mitgeteilt, dass überall jetzt hier in München die Frauen bearbeitet werden, indem

ihnen gesagt wird: ‚Die Kirche ist in Gefahr, Ihr müsst die Bayerische Volkspartei wählen, wenn

ihr nicht die Seelen eurer Kinder verlieren wollt, wenn ihr euch nicht der Gefahr aussetzen wollt,

dass ihr nicht in das Himmelreich kommt‘.“ 

30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale

Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 
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30. Dezember 1918 – Der Gründungsparteitag der KPD beginnt in Berlin

Berlin * Der radikale linke Flügel der USPD, der Spartakusbund, formiert sich auf einem Parteitag

in Berlin zur Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD. Der Parteitag dauert vom 30.

Dezember 1918 bis 1. Januar 1919.    Obwohl Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die

Teilnahme an den Nationalwahlen empfehlen, lehnt dies der Parteitag ab. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

5. Januar 1919 – Erstmals dürfen Frauen bei der Landtagswahl in Baden wählen

Baden * Bei den Landtagswahlen in Baden sind erstmals auf deutschem Staatsgebiet Frauen

wahlberechtigt. Die Frauen dürfen wählen und gewählt werden.        Stärkste Partei wird das

katholische Zentrum mit 36,6 Prozent,   zweitstärkste Kraft wird die SPD mit 32,1 Prozent,   die
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Deutsche Demokratische Partei - DDP erhält 22,8 Prozent der Stimmen.   Kein einziger Kandidat

der USPD wird gewählt. 

6. Januar 1919 – Den Rat der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen

Berlin * Der KPD-Führer Karl Liebknecht möchte - gegen den Rat von Rosa Luxemburg - den Rat

der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen. Damit könnten die für den 19. Januar

angesetzten Wahlen zur Nationalversammlung verhindert werden. 

11. Januar 1919 – Waffengebrauch wird durch Trommelwirbel angekündigt

München * Einen Tag vor den Wahlen zum Bayerischen Landtag werden aufgrund der am Tag

zuvor erfolgten Vorgänge vom Polizeipräsidenten Josef Staimer und vom Stadtkommandanten

Oskar Dürr der Einsatz von Waffen gegen Demonstranten und Ansammlungen angedroht:

„Waffengebrauch wird, soweit möglich, durch Trommelwirbel angekündigt.“   In einer

Matrosenversammlung sprechen sich Ministerpräsident Kurt Eisner und Stadtkommandant Oskar

Dürr „gegen den Terror der Straße“ aus. Die Mehrzahl der für die Tumulte Verantwortlichen

bezeichnen sie als „Verbrecher“. Die geplanten Versammlungen auf der Theresienwiese werden

abgesagt. 

12. Januar 1919 – Landtagswahl in Württemberg

Württemberg * Auch bei den Landtagswahlen in Württemberg können Frauen erstmals ihr

demokratisches Wahlrecht ausüben. Die Sitzverteilung für den württembergischen Landtag setzt

sich wie folgt zusammen:       die Sozialdemokratische Partei - SPD erhält 52 Sitze,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP bekommt 38 Abgeordnete,   das katholische Zentrum

kommt auf 31 Mandate,   andere bürgerliche Parteien erringen insgesamt 25

Abgeordnetenplätze.   Die USPD kann lediglich 4 Plätze für sich verzeichnen. 

12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die

erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der
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französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54

Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;

19. Januar 1919 – Erstmals können Frauen reichsweit wählen und gewählt werden

Deutsches Reich * Erstmals können Frauen in Deutschland reichsweit wählen und gewählt

werden. 82,3 Prozent der Frauen beteiligen sich an der Wahl.       300 Frauen kandidieren zur

Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung. Unter den 423 Abgeordneten befinden

sich 37 Frauen. Die meisten weiblichen Abgeordneten gehören der Sozialdemokratischen Partei -

SPD an.   Rechnet man die Nachrückerinnen dazu, erreicht die Frauenquote 9,6 Prozent. Ein

Wert, der erst 1983 wieder erreicht werden wird. 

19. Januar 1919 – Wahl zum neuen gesamtdeutschen Reichstag

Deutsches Reich * Die Wahlen zur Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung [=

Reichstag] finden statt. Das deutschlandweite Ergebnis lautet:         Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD: 37,9 Prozent = 163 Abgeordnete   Christliche Volkspartei - Zentrum: 18,8

Prozent = 91 Abgeordnete   Deutsche Demokratische Partei - DDP: 18,1 Prozent = 75

Abgeordnete   Deutschnationale Volkspartei - DNVP: 8,6 Prozent = 44 Abgeordnete  

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD: 7,6 Prozent = 22 Abgeordnete  

Deutsche Volkspartei - DVP: 4,4 Prozent = 19 Abgeordnete   Übrige Parteien: 1,6 Prozent = 7

Abgeordnete      Der Wahlkreis Oberbayern und Schwaben erhält 15 Abgeordnetensitze. Davon

fallen 6 Sitze auf die BVP, 6 Sitze auf die SPD, 2 Sitze auf den BBB und ein Sitz auf die

Deutsche Volkspartei in Bayern - DVP. Von den 15 Abgeordneten gehört keiner der USPD an. 
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21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen

ausgeschrieben werden. 

25. Januar 1919 – Das Militär soll die Ordnung in Bremen herstellen

Weimar- Bremen * Reichswehrminister Gustav Noske beauftragt - vier Tage nachdem man sich

in Bremen zur Ausschreibung von Wahlen verständigt hat - den Chef des Generalkommandos,

Walter von Lüttwitz, mit der Herstellung der Ordnung in Bremen. 

16. Februar 1919 – Nationalversammlungs-Wahlen in Deutschösterreich

Wien - Österreich * In Deutschösterreich finden erstmals freie und gleiche Wahlen statt. Die

verfassungsgebende Nationalversammlung besteht aus       69 Sozialdemokraten,   63

Christsozialen und   24 Deutschnationalen.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier

München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte
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selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

28. April 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte wählen einen neuen Aktionsausschuss

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus treffen sich die Betriebs- und Soldatenräte zur

endgültigen Neuwahl des Aktionsausschusses. Lediglich gewählte Betriebsräte sind zugelassen.

Der als Mitglied der Pressekommission anwesende Gustav Landauer muss den Saal verlassen.   

   Ernst Toller erklärt, dass sich der gestrige Beschluss der Betriebsräte nicht gegen die KPD

allgemein richtet, sondern gegen Einzelpersonen, die zufällig der KPD angehören.    Gustav

Klingelhöfer betont in seinem Redebeitrag, dass er sich nur gegen die diktatorischen Maßnahmen

einzelner Führer wendet und nicht gegen die KPD insgesamt.      Anschließend wird ein

zwanzigköpfiger Aktionsausschuss gewählt, der aus 15 Betriebsräten und fünf Soldatenräten

besteht. Unter ihnen ist kein Kommunist. Ernst Toller, Gustav Klingelhöfer und Rudolf Egelhofer

kandidieren nicht für dieses Gremium. 

30. April 1919 – Versammlung der Betriebs- und Soldatenräte im Hofbräuhaus

München-Graggenau&nbsp;* Um 23 Uhr wird eine Versammlung der&nbsp;Betriebs- und

Soldatenräte&nbsp;ins&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;eingeladen.&nbsp;Die Versammlung distanziert

sich von den&nbsp;Geiselmorden.    Aus ihrem Kreis wählen die Versammelten gegen

Mitternacht jeweils drei&nbsp;Betriebs- und Soldatenräte, die in Dachau wegen der

Übergabemodalitäten für München verhandeln sollen.    Ernst Toller beantragt die sofortige

Einberufung eines&nbsp;Bayerischen Rätekongresses.&nbsp;Der Antrag wird angenommen.

Danach vertagt sich die Versammlung.&nbsp;

6. Juni 1920 – Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos zum Reichstag und zum Landtag

Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos für die Deutsche

Demokratische Partei - DDP bei den Wahlen zum Reichstag und zum Bayerischen Landtag. 
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1922 – Eine Beschreibung des „sprichwörtlichen Giesingers“

München-Giesing&nbsp;* Der München-Führer „Rund um die Frauentürme“ beschreibt den

„sprichwörtlichen Giesinger“ so:    „Hochgelegen, gesunde Luft, gesunde oder auch runde

Bevölkerung. Im allgemeinen wie jeder Münchner gutmütig, ist der Giesinger in gereiztem

Zustand in einer ziemlich gefährlichen Körper- und Geistestesverfassung. Die Giesinger sind in

der Regel nicht in politisch konservativen Parteien zu suchen, sondern von Natur aus

revolutionär“.    In Giesing wohnen viele Arbeiter mit entsprechend ausgeprägtem

Klassenbewusstein. Weit über sechzig Prozent wählen „rote Parteien“. Demzufolge sind die

Nazis lange Jahre hier völlig chancenlos.

5. März 1932 – Fritz Gerlich: „Kein Katholik darf nationalistisch wählen“

München * Dr. Fritz Gerlich überschreibt die Zeitung „Der gerade Weg“ mit den Worten: „Nein!

Nein! Nein! Kein Katholik darf nationalistisch wählen“.

28. April 1933 – Der Bayerische Landtag tritt letztmals zusammen

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt an diesem und dem darauffolgenden Tag

letztmalig für die nächsten 13 Jahre zusammen. Der Landtag wird nach dem Ergebnis der

Reichstagswahlen,vom 5. März 1933 gebildet. Von den 103 Abgeordneten gehören 51

Abgeordnete der NSDAP an, 30 der Bayerischen Volkspartei - BVP, 17 der SPD und 5 der

Kampffront. Von einer freien Volksvertretung kann allerdings keine Rede mehr sein.    Der

Landtag hat nur mehr das Ermächtigungsgesetzes zur endgültigen Selbstausschaltung als

Verfassungsorgan zu erlassen. Ansonsten dienen die beiden Sitzungen vornehmlich der

Demonstration der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Bayern. 

Juni 1933 – Eine Webekampagne für die nordisch-völkischen Deutschen Christen

München * Vor den Kirchenwahlen beginnen die nordisch-völkischen Deutschen Christen auch in

Bayern eine großangelegte Werbekampagne.

8. Juni 1933 – Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung Selbstmord

Münchner Zeitensprünge Seite 27/30



München-Maxvorstadt * Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung im Gartenhaus der Kaulbachstraße

12 Selbstmord. Nach den Reichstagswahlen im März 1933 wurden viele Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten in Schutzhaft genommen. Auch Toni Pfülf war vorübergehend wegen

„Aufforderung der Arbeiterschaft zum Widerstand gegen das NS-Regimes“ verhaftet worden.

22. Juli 1933 – Reichskanzler Hitler unterstützt die Deutschen Christen

Berlin * Noch am Vorabend der Kirchenwahlen macht Hitler in einer Rundfunkrede klar, was die

evangelischen Christen zu wählen haben:    „Die Kräfte einer lebendigen Bewegung. Diese Kräfte

sehe ich in jenem Teil des evangelischen Kirchenvolkes in erster Linie versammelt, die als

Deutsche Christen bewusst auf den Boden des NS-Staates getreten sind“.

9. November 1938 – Propagandaminister Goebbels hält eine antisemitische Hassrede

München-Graggenau * Nach Bekanntwerden des Todes von Ernst vom Rath hält

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels umgehend eine antisemitische Hasstirade in der er

zur Rache und zur Vergeltung am Weltjudentum aufruft.    Die Nationalsozialisten sind bestens

vorbereitet, denn noch kurz vor Mitternacht ergeht ein Fernschreiben an alle deutschen

Polizeistellen. Darin heißt es:       „Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen

gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen stattfinden.   Sofern sich in Synagogen

wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch eine sofortige Maßnahme sicherzustellen.   Es

ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 30.000 Juden im Reiche. Es sind

auszuwählen vor allem vermögende Juden.“      Der SS-Gruppenführer und Chef der

Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, präzisiert die Befehle in einem weiteren Fernschreiben.      

Dort ist zu lesen, dass die Polizei und die Dienststellen der NSDAP gemeinsam die

Demonstrationen leiten sollen.   Und: „Es dürfen nur solche Maßnahmen getroffen werden, die

eine Gefährdung deutschen Lebens oder Eigentums nicht mit sich bringen. Zum Beispiel

Synagogenbrände nur, wenn keine Brandgefahr für die Umgebung ist“.      Durch ein im Jahr

1937 angefertigtes Verzeichnis der Münchner jüdischen Gewerbebetriebe wissen die

NS-Parteiorgane und Schlägertrupps genau wo sie zuschlagen und so die „verbrecherische Tat

des jüdischen Mordbuben“ rächen müssen.

30. Juni 1946 – In Bayern finden wieder demokratische Wahlen statt

Freistaat Bayern - München-Maxvorstadt * Erstmals nach der Nazi-Diktatur finden in Bayern
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wieder demokratische Wahlen statt. Die CSU wird mit 109 Abgeordneten stärkste Fraktion. Der

Landtag wird in der Aula der Ludwig-Maximilians-Universität tagen. 

17. Dezember 1982 – Auf vorgezogene Neuwahlen verständigt

Bonn - Bundesrepublik Deutschland * Durch eine bewusst verlorene Vertrauensfrage werden

Neuwahlen für den Deutschen Bundestag ausgelöst. CDU/CSU und FDP hatten sich schon zuvor

auf die Durchführung von vorgezogenen Neuwahlen verständigt. 

16. Dezember 2017 – Markus Söder zum designierten Ministerpräsidenten gewählt

Nürnberg * Auf dem CSU-Parteitag in Nürnberg wählen die Delegierten Markus Söder zum

designierten Ministerpräsidenten. 

15. März 2020 – Kommunalwahl trotz Corona

Freistaat Bayern • Im Freistaat Bayern finden die Kommunalratswahlen trotz der heraufziehenden

Corona-Pandemie statt. Da Wahlhelfer reihenweise absagen, werden Lehrer (Beamte) per

Anordnung für diese Tätigkeit zwangsverpflichtet. 

8. März 2026 – Ergebnis der Kommunalwahlen in München 2026

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.  Dieter Reiter [SPD] erhält 35,6 Prozent, Dominik Krause von den GRÜNEN

kommt auf 29,5 Prozent, Clemens Baumgärtner [CSU] kommt auf 21,3 Prozent. der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl am 22. März.  Bei

der Wahl zum Stadtrat    kommen die GRÜNEN auf 26,5 Prozent der Stimmen [-2,6] und 21

Sitze.  Die SPD erringt 19,1 Prozent der Stimmen [- 2,8] und 15 Sitze.  Die CSU erhält 24,9

Prozent [+ 0,2] und 19 Sitze.    Weiter sind bei Kommunalwahl in München 11 Parteien

angetreten:    Die Linke bekommt 6,6 Prozent [+ 3,3] und 5 Stadtratsmandate,    die AfD kommt

auf 5,9 Prozent [+ 2,1] und 5 Stadtratsmandate,   Volt erklimmt 4,7 Prozent [+ 2,9] und 4

Stadtratsmandate,   die FDP erhält 3,4 Prozent [- 0,1] und 3 Stadtratsmandate,    die ÖDP

erreicht 2,7 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate,    die Freien Wähler bekommen 2,5 Prozent

[+/- 0] und 2 Stadtratsmandate,    die Rosa Liste kommt auf 1 Prozent [+/- 0] und ein
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Stadtratsmandat,    Bündnis Kultur erreicht 0,9 Prozent [+ 0,9] und ein Stadtratsmandat,   Die

Partei erklimmt 0,7 Prozent [- 0,6] und ein Stadtratsmandat,    die München Liste kommt auf 0,7

Prozent [- 0,1] und ein Stadtratsmandat,  die Bayernpartei - BP bekommt 0,4 Prozent [- 0,3] und

ein Stadtratsmandat,      Bei der Wahl zum Bezirksausschuss     werden die GRÜNEN in 15 von

25 Gremien stärkste Kraft,   die CSU gewinnt in zehn Bezirksausschüssen die Mehrheit,   die

SPD hat in keinem Bezirksausschuss noch eine Mehrheit. 
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